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DIE MANDANTEN-INFORMATION  

AUGUST 2022 

 

 

 

Allgemeine Steuerzahlungstermine im August 2022 
 
Mittwoch, 10.08.2022   Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 
 
     Umsatzsteuer 
 
Montag, 15.08.2022   Gewerbesteuer 
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Beispielfall zur Mehrwertsteuersystemrichtlinie: City Card als Mehrzweckgutschein 
 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat sich erstmals zur Anwendung der seit dem 01.01.2019 
geltenden Gutscheinregelungen in der Mehrwertsteuersystemrichtlinie (MwStSystRL) geäußert. In 
einem schwedischen Vorabentscheidungsersuchen war strittig, ob eine sogenannte City Card ein 
Gutschein ist und ob in diesem Fall ein Mehrzweckgutschein vorliegt. 
 

Die Klägerin vertreibt eine City Card an Besucher der Stadt Stockholm, die dem Karteninhaber 
während eines bestimmten Zeitraums und bis zu einem bestimmten Wert Zugang zu rund 60 
touristischen Attraktionen wie Sehenswürdigkeiten oder Museen gewährt. Zudem erhält der 
Karteninhaber Zugang zu Personenbeförderungsleistungen (Rundfahrten mit Bussen und Booten). 
Die Karte berechtigt zur Inanspruchnahme von Dienstleistungen, die unterschiedlichen Steuersätzen 
unterliegen oder auch steuerfrei sind. Aufgrund der begrenzten Gültigkeitsdauer kann der Inhaber in 
der Praxis allerdings nicht alle Dienstleistungen in Anspruch nehmen und daher die Karte auch nicht 
in vollem Umfang nutzen. 
 

Der EuGH entschied, dass ein Instrument, das seinen Inhaber berechtigt, verschiedene Dienst-
leistungen an einem bestimmten Ort während eines begrenzten Zeitraums und bis zu einem 
bestimmten Wert in Anspruch zu nehmen, einen Gutschein darstellen kann. Das gilt auch dann, wenn 
ein Durchschnittsverbraucher aufgrund der begrenzten Gültigkeitsdauer nicht alle angebotenen 
Dienstleistungen in Anspruch nehmen kann. 
 

Es liegt ein Mehrzweckgutschein im Sinne der MwStSystRL vor, da die auf diese Dienstleistungen 
geschuldete Mehrwertsteuer zum Zeitpunkt der Ausstellung der Karte nicht feststeht. Der Umsatz-
steuer unterliegen erst die tatsächlichen Leistungserbringungen beim Einlösen der City Card. 
 

Hinweis: Die Regelungen in der MwStSystRL zur Definition von Gutscheinen sowie zur Abgrenzung 
von Einzweck- und Mehrzweckgutscheinen wurden im Umsatzsteuergesetz verankert. Das 
Bundesfinanzministerium hat im November 2020 zu dieser Problematik Stellung genommen. 
 

Bei einem Einzweckgutschein liegen bereits bei Ausstellung alle Informationen vor, die für die 
umsatzsteuerliche Einordnung der zugrundeliegenden Leistungen erforderlich sind. Daher erfolgt  
die Umsatzbesteuerung hier bereits zum Zeitpunkt der Gutscheinausgabe. Bei einem 
Mehrzweckgutschein liegen zum Zeitpunkt der Ausstellung noch nicht alle Informationen für die 
Bestimmung der Umsatzsteuer vor. Die Besteuerung erfolgt daher erst, wenn die tatsächliche 
Lieferung oder sonstige Leistung erbracht wurde. 
 

Europäisches Steuerrecht: Wann hat ein Unternehmer eine feste Niederlassung? 
 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat entschieden, dass ein Unternehmer zur Annahme einer 
festen Niederlassung nicht unbedingt über eine eigene Ausstattung verfügen muss. Zudem kommt  
es auch nicht auf eine eigene Entscheidungsgewalt der festen Niederlassung an. 
Im Urteilsfall klagte eine rumänische Tochtergesellschaft einer deutschen Gesellschaft, die im 
Pharmabereich tätig war und von einem Lager aus dem rumänischen Markt belieferte. Die deutsche 
Gesellschaft war einzige Gesellschafterin und einzige Kundin der Klägerin. Die Haupttätigkeit der 
rumänischen Gesellschaft bestand in der Managementberatung im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit 
und Kommunikation sowie in Nebentätigkeiten des Großhandels mit pharmazeutischen 
Erzeugnissen. 
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Die Gesellschaften schlossen einen Vertrag ab, in dem sich die rumänische Gesellschaft verpflichtete, 
die Erzeugnisse der deutschen Gesellschaft in Rumänien aktiv zu bewerben. Sie stellte der deutschen 
Gesellschaft die betreffenden Dienstleistungen ohne Mehrwertsteuer in Rechnung, da sie davon 
ausging, dass der Ort dieser Dienstleistungen in Deutschland liege. 
 

Nach einer Steuerprüfung stellte die rumänische Finanzverwaltung fest, dass die von der rumäni-
schen Gesellschaft an die deutsche Gesellschaft erbrachten Dienstleistungen von dieser in Rumänien 
empfangen worden seien, wo diese über eine feste Niederlassung verfügt habe. Sie habe eine 
technische und personelle Ausstattung gehabt, die ausreichte, um regelmäßig steuerbare Dienst-
leistungen zu erbringen. Diese Beurteilung erfolgte hauptsächlich aufgrund der technischen und 
personellen Ausstattung der rumänischen Gesellschaft, zu der die deutsche Gesellschaft jedoch 
ununterbrochen Zugang gehabt habe. 
 

Der EuGH führte aus, dass eine feste Niederlassung einen hinreichenden Grad an Beständigkeit sowie 
eine von der personellen und technischen Ausstattung her geeignete Struktur aufweisen muss, die es 
ihr erlaubt, Dienstleistungen, die für den eigenen Bedarf dieser Niederlassung erbracht werden, zu 
empfangen und dort zu verwenden. Für die Annahme einer Struktur sei es nicht erforderlich, dass 
der Unternehmer über eine eigene personelle oder technische Ausstattung verfügt. Er muss jedoch 
befugt sein, über diese Ausstattung in derselben Weise zu verfügen, als wäre sie seine eigene. 
 

Hinweis: Zukünftig dürfte die Frage, wann ein Unternehmer über die personelle und technische 
Ausstattung in der Weise verfügt, als wäre es seine eigene, für Diskussionen sorgen. Gleichzeitig 
besteht hier die Möglichkeit, das Vorliegen einer festen Niederlassung durch entsprechende 
Formulierungen in Dienstleistungsverträgen auszuschließen. 
 

Wenn die Behörde schweigt: Auch Erklärungsabgabe bei nicht zuständigem Finanzamt kann 
maßgeblich sein 
 

Steuerbürger, die nicht zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung verpflichtet sind, sogenannte 
Antragsveranlager, müssen sich zwar nicht an die alljährlichen Abgabefristen für Steuererklärungen 
halten, sollten aber unbedingt die reguläre vierjährige Festsetzungsfrist beachten: Nur wenn sie ihre 
Erklärung innerhalb von vier Jahren nach dem Ende des jeweiligen Erklärungsjahrs abgeben, führt das 
Finanzamt noch eine Veranlagung durch. Danach tritt die sogenannte Festsetzungsverjährung ein, 
sodass ein Steuerbescheid nicht mehr erstmalig erlassen oder geändert werden darf. 
 

Hinweis: Für das Jahr 2021 akzeptieren die Finanzämter freiwillige Erklärungen noch bis zum 
31.12.2025. 
 

Ist ein Steuerbürger zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung verpflichtet, z.B. weil er neben 
seinem Arbeitslohn noch positive Nebeneinkünfte über 410 € erzielt hat, verzögert sich der Beginn 
der Festsetzungsfrist durch eine sogenannte Anlaufhemmung. Die Frist beginnt in diesem Fall erst 
mit Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Steuererklärung eingereicht wird, bei Nichtabgabe jedoch 
spätestens mit Ablauf des dritten Kalenderjahrs, das auf das Steuerentstehungsjahr folgt. Im 
Endeffekt kann so eine bis zu siebenjährige Abgabefrist gelten. 
 
 
 
 
 

mailto:info@goetz-steuerberater.com


       

  

 

                                                                                                                              Götz Steuerberatungsgesellschaft mbH 
 

                                      Kanzlei Neumarkt    Kanzlei Neuhaus 
                                      Weinberger Str. 18, 92318 Neumarkt/OPf.    Eisfelder Str. 7, 98724 Neuhaus am Rennweg 
                                      Tel.: 09181/48610 - Fax: 09181/486130     Tel.: 03679/79310 - Fax: 03679/793131 
                                      E-Mail: info@goetz-steuerberater.com    E-Mail: info@goetz-steuerberater.com 
 
  

 Seite 4 von 5 

 
Eine Erklärungsabgabe führt i.d.R. aber nur dann zum Ende der Anlaufhemmung bzw. zum Beginn 
der Festsetzungsfrist, wenn sie beim örtlich zuständigen Finanzamt erfolgt ist. Diese Regelung soll 
verhindern, dass die Festsetzungsfrist bereits beginnt, bevor die zuständige Finanzbehörde 
überhaupt etwas vom Entstehen und von der Höhe des Steueranspruchs erfahren hat.  
Wird eine Steuererklärung in den Briefkasten eines nicht zuständigen Finanzamts geworfen, beginnt 
die Festsetzungsfrist erst, wenn die zuständige Behörde die Erklärung erhält. 
 

Nach einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs kann in Ausnahmefällen jedoch auch die Erklärungs-
abgabe bei einem nicht zuständigen Finanzamt für ein Ende der Anlaufhemmung (d.h. Beginn der 
Festsetzungsfrist) sorgen. Im zugrundeliegenden Fall hatte das nicht zuständige Finanzamt die 
erhaltene Erklärung einfach zu den Akten genommen, ohne sie an das bekanntermaßen zuständige 
Finanzamt weiterzuleiten und ohne den Steuerzahler darüber zu informieren, dass keine ent-
sprechende Weiterleitung erfolgte. 
 

Die Bundesrichter sahen in diesem Vorgehen eine gravierende Verletzung der Fürsorgepflicht, sodass 
der Steuerzahler so zu behandeln war, als wäre die Erklärung zeitnah an das zuständige Finanzamt 
weitergeleitet worden. Somit war durch die Erklärungsabgabe die Festsetzungsfrist in Gang gesetzt 
worden, was letztlich dazu führte, dass das Finanzamt eine spätere Änderungsveranlagung wegen 
eingetretener Festsetzungsverjährung zurücknehmen musste. 
 
Steuerabzug oder auch nicht: Strafverteidigung als Werbungskosten 
 

Falls Sie einmal einem strafrechtlichen Vorwurf ausgesetzt sein sollten, können Sie die Kosten für 
Ihre Strafverteidigung nur in Ausnahmefällen steuerlich abziehen. Ein Werbungskostenabzug für 
Strafverteidigungskosten ist nur möglich, wenn der strafrechtliche Vorwurf eindeutig durch ein 
berufliches Verhalten veranlasst ist. Die zur Last gelegte Tat muss bei der Berufsausübung begangen 
worden sein. Es genügt nicht, dass die Erwerbstätigkeit bloß die Gelegenheit zu einer Straftat 
verschafft hat, vielmehr muss die schuldhafte Handlung noch im Rahmen der beruflichen 
Aufgabenerfüllung gelegen haben. Kein Werbungskostenabzug ist ferner möglich, wenn ein 
Arbeitnehmer seinen Arbeitgeber bewusst (vorsätzlich) schädigen wollte, denn in diesem Fall ist 
sein Verhalten von privaten Gründen getragen. 
 

Ein neuer Fall des Bundesfinanzhofs (BFH) zeigt beispielhaft, wann ein Werbungskostenabzug 
konkret möglich ist. Vorliegend hatte ein angestellter Geschäftsführer Lohnsteuer- und Sozial-
versicherungsbeiträge gekürzt. Das Finanzgericht Münster (FG) hatte die Strafverteidigungskosten  
als Werbungskosten anerkannt und erklärt, dass die Taten in Ausübung der beruflichen Tätigkeit 
begangen worden seien.  
 
Zwar war vom Geschäftsführer auch Bargeld für private Zwecke abgezweigt worden, dieser Vorgang 
stehe nach Auffassung der Finanzrichter aber mit der Lohnsteuerhinterziehung nicht in einem derart 
engen Zusammenhang, dass die berufliche Veranlassung durch den (privaten) Zweck der Eigen-
bereicherung überlagert worden wäre. Der BFH wies die Nichtzulassungsbeschwerde des Finanzamts 
gegen das finanzgerichtliche Urteil nun als unbegründet zurück, die Bundesrichter bestätigten also 
die Würdigung des FG. 
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Hinweis: Strafverteidigungskosten können zwar theoretisch auch als außergewöhnliche Belastungen 
abziehbar sein – dies ist im Falle einer Verurteilung aber stets ausgeschlossen. Bei einem Freispruch 
ist ein solcher Ansatz nur möglich, wenn sich der Bürger den Kosten aus rechtlichen, tatsächlichen 
oder sittlichen Gründen nicht entziehen kann und die Aufwendungen notwendig und angemessen 
sind. Allerdings gilt es zu beachten, dass die Kosten bei einem Freispruch regelmäßig der Staatskasse 
zur Last fallen, sodass ein steuerlicher Abzug mangels eigener Belastung nicht möglich ist. Hat der 
Bürger mit seinem Rechtsanwalt ein höheres Honorar vereinbart, als vom Staat erstattet wird, so 
kommt ein steuerlicher Abzug der Mehrkosten als außergewöhnliche Belastungen mangels Zwangs-
läufigkeit der Kosten nicht in Betracht. 
 
Schenkungsteuer: Wann fällt die Schenkungsteuer bei Übertragung einer Leibrente an? 
 
Für jede Schenkung kann Schenkungsteuer anfallen. Dies hängt sowohl vom Wert der Schenkung als 
auch von der Beziehung zwischen Schenker und Beschenktem ab. Wird aber z.B. eine Versicherung 
übertragen, hängt der Wert der Schenkung auch davon ab, inwieweit man über diese Schenkung 
verfügen kann. Aber wie wird es beurteilt, wenn man sich gegenüber dem Schenker dazu 
verpflichtet, auf das Recht einer Auszahlung freiwillig zu verzichten? Erkennt das Finanzamt dies  
auch an, und die Besteuerung erfolgt erst später? Das Finanzgericht Münster (FG) musste über  
einen solchen Fall entscheiden. 
 
Die Klägerin, geboren 1926, schloss 2018 eine Leibrentenversicherung mit sofort beginnender 
monatlicher Rentenzahlung und Beitragsrückerstattung bei Tod ab. Der vereinbarte Einmalbetrag 
wurde von ihr an die Versicherung gezahlt. Versicherte Person war der Cousin der Klägerin (geboren 
1947). Als Bezugsberechtigte für die Todesfallleistung wurde die Ehefrau des Cousins zum Zeitpunkt 
des Todes bestimmt. Nach den Versicherungsbedingungen war eine einmalige Kapitalentnahme nur 
mit Zustimmung der Versicherung möglich. Im Juli 2019 schloss die Klägerin mit ihrem Cousin einen 
Schenkungsvertrag, in dem sie ihm ihre Versicherungsnehmerstellung unter Vorbehalt eines lebens-
langen Nießbrauchs übertrug. Der Beschenkte verzichtete darin auf ein bestehendes Recht auf 
Kapitalentnahme von 50 % des Deckungskapitals in den ersten 15 Jahren. Das Finanzamt unterwarf 
die Schenkung allerdings mit dem gesamten Einmalbetrag der Steuer. 
 
Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war teilweise erfolgreich. Die Schenkungsteuer sei zu dem 
Zeitpunkt entstanden, zu dem die Versicherungsnehmerstellung auf den Cousin übergegangen sei 
und die Versicherung zugestimmt habe (Übertragungsstichtag 01.08.2019). Zu diesem Zeitpunkt 
habe der Beschenkte das Recht gehabt, 50 % des Deckungskapitals zu entnehmen. Die Tatsache, dass 
der Beschenkte im Schenkungsvertrag auf die Entnahme verzichtet habe, stünde einer Besteuerung 
nicht entgegen. Der Auszahlungsanspruch sei zivilrechtlich auf den Beschenkten übergegangen. Das 
Finanzamt sei jedoch bei der Besteuerung am Übertragungsstichtag von der Möglichkeit der 
vollständigen Kapitalentnahme ausgegangen. Dazu hätte es aber der Zustimmung der Versicherung 
bedurft. Dies sei eine aufschiebende Bedingung. Allerdings unterlägen die kapitalisierten 
monatlichen Rentenzahlungen ebenfalls der Schenkungsteuer. Daran ändere auch das vereinbarte 
Nießbrauchsrecht nichts. 
 
Hinweis: Die Revision wurde wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassen und auch bereits 
                 eingelegt. 
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